
Nicht schweigen, wenn Menschen gegeneinander gestellt werden 

Ein theologischer Impuls zum Erstarken der AfD 

Ich habe lange überlegt, ob ich diesen Text schreiben soll. Zu schnell kann ein 

theologischer Beitrag zur aktuellen politischen Lage als parteipolitische Stellungnahme 

verstanden werden. Kirche darf und soll nicht zur Ersatzpartei werden. Und doch gibt 

es Momente, in denen Schweigen keine Neutralität mehr ist, sondern selbst eine 

Aussage. 

Die aktuellen politischen Entwicklungen haben mich deshalb dazu bewogen, diese 

Gedanken aufzuschreiben. Die AfD ist bundesweit zu einer starken politischen Kraft 

geworden. Auch in Nordrhein-Westfalen zeigen die aktuellen Umfragen eine 

bemerkenswerte Entwicklung: Bei einer Bundestagswahl käme die AfD nach einer 

Forsa-Erhebung vom September 2026 in NRW auf 24 Prozent und läge damit erstmals 

vor der CDU mit 22 Prozent. Bei einer Landtagswahl sähe das Bild derzeit anders aus: 

Hier liegt die CDU mit 29 Prozent vor der AfD mit 22 Prozent.  

Es geht mir dabei ausdrücklich nicht darum, Menschen, die AfD wählen, pauschal zu 

verurteilen. Viele Menschen verbinden mit ihrer Wahl Sorgen, Enttäuschungen, 

Abstiegsängste, das Gefühl politischer Nichtbeachtung oder Kritik an konkreten 

politischen Entscheidungen. Diese Sorgen müssen in einer demokratischen 

Gesellschaft ernst genommen werden. Aber ebenso gilt: Eine demokratische 

Gesellschaft darf politische Positionen und Menschenbilder an den Maßstäben von 

Menschenwürde, Solidarität und Freiheit prüfen. Und genau hier hat die Kirche etwas 

zu sagen, auch wenn wir als Kirche und als KAB keine Partei sind. Eins ist mir daher 

wichtig. Wer Sorgen um Migration, innere Sicherheit, Arbeitsplätze, steigende 

Lebenshaltungskosten oder die Zukunft des Sozialstaates hat, verdient zunächst 

einmal: Gehör. Aber Zuhören bedeutet nicht Schweigen. 

Und es gibt einen Punkt, an dem wir als Christinnen und Christen, als KAB und als 

Kirche Stellung beziehen müssen: dort, wo das Menschenbild selbst zur politischen 

Frage wird. Die aktuellen Zahlen machen deutlich, dass die AfD längst keine 

Randerscheinung mehr ist. Sie ist eine starke politische Kraft – auch in Nordrhein-

Westfalen. Das fordert uns heraus. Nicht zu parteipolitischer Agitation, wohl aber zu 

theologischer Klarheit. 

Denn die KAB hat eine Geschichte. Und diese Geschichte heißt auch: Nikolaus Groß.  

Wir haben ein Gedächtnis – und damit eine Verantwortung 

Nikolaus Groß hat früh erkannt, dass der Nationalsozialismus nicht einfach eine 

weitere politische Strömung war, die man nach persönlichen Vorlieben beurteilen 

konnte. 

Am 14. September 1930 schrieb er in der Westdeutschen Arbeiterzeitung: 

„Wir lehnen als katholische Arbeiter den Nationalsozialismus nicht nur aus politischen 

und wirtschaftlichen Gründen, sondern entscheidend auch aus unserer religiösen und 

kulturellen Haltung entschieden und eindeutig ab.“ 

Das ist ein bemerkenswerter Satz. Groß lehnte den Nationalsozialismus nicht nur 

deshalb ab, weil er eine andere politische Meinung vertrat. Er erkannte einen 



Widerspruch zu seinem Glauben und zu seinem Verständnis vom Menschen. Die KAB 

dokumentiert, dass er bereits damals die Nationalsozialisten als „Todfeinde des 

heutigen Staates“ bezeichnete. 

Wir dürfen diesen Satz nicht leichtfertig auf die Gegenwart übertragen. Die heutige 

Bundesrepublik ist nicht die Weimarer Republik, die AfD ist nicht die NSDAP, und 

historische Gleichsetzungen wären sachlich falsch. Aber wir dürfen aus der Geschichte 

eine Frage mitnehmen: Was geschieht, wenn politische Programme anfangen, 

Menschen nicht mehr zuerst als Menschen, sondern als Angehörige bestimmter 

Gruppen zu betrachten? Genau hier beginnt unser Auftrag als KAB. 

Das christliche Menschenbild kennt keine Menschen erster und zweiter Klasse 

Für die christliche Soziallehre ist die Würde des Menschen nicht verliehen. Sie wird 

nicht vom Staat gewährt. Sie hängt nicht vom Pass ab. Sie hängt nicht davon ab, ob 

jemand wirtschaftlich leistungsfähig ist. Und sie hängt auch nicht davon ab, ob jemand 

hier geboren wurde. Der Mensch ist Ebenbild Gottes. 

Das Zweite Vatikanische Konzil formuliert in Gaudium et spes: 

„Die Achtung vor dem Menschen“ bedeutet, jeden Menschen ohne Ausnahme als ein 

„anderes Ich“ anzusehen. Ausdrücklich nennt das Konzil dabei auch den 

Fremdarbeiter und den Heimatvertriebenen. Noch deutlicher wird das Konzil, wenn es 

feststellt, dass Diskriminierung wegen Herkunft, Sprache, Religion oder 

gesellschaftlicher Stellung dem Plan Gottes widerspricht. Das ist der Maßstab. Nicht 

die Umfragewerte. nicht politische Stimmung., nicht die Frage, ob eine Position gerade 

populär ist. 

Der Maßstab ist die Würde des Menschen. 

Und deshalb müssen wir uns als KAB sehr genau anschauen, welches Menschenbild 

hinter politischen Forderungen steht. 

Das „Wir“ darf nicht auf Kosten des „Anderen“ entstehen 

Die AfD beschreibt in ihrem Grundsatzprogramm die nationale Gemeinschaft als 

zentrale politische Bezugsgröße und verbindet Sozialstaatlichkeit ausdrücklich mit 

einer „klar definierten und begrenzten Gemeinschaft“. Sie fordert unter anderem eine 

Begrenzung von Zuwanderung, strengere Regelungen für den Zugang zu sozialen 

Leistungen und bezeichnet die „traditionelle Familie“ als Leitbild. Über einzelne dieser 

politischen Forderungen kann und muss demokratisch diskutiert werden. Ein Staat darf 

seine Grenzen kontrollieren. Migration darf politisch gestaltet werden. Der Sozialstaat 

muss finanzierbar sein. Integration darf eingefordert werden. 

Auch die Kirche kennt das Recht eines Staates, seine Ordnung und seine Grenzen zu 

schützen. Aber christliche Soziallehre setzt dem eine Grenze: Der Wert eines 

Menschen darf nicht von seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten nationalen oder 

sozialen Gruppe abhängig gemacht werden. 

Papst Franziskus formuliert es in Fratelli tutti mit großer Deutlichkeit. Er warnt davor, 

dass Migranten als weniger wert, weniger wichtig oder weniger menschlich behandelt 

werden. Und er schreibt: „Es ist nicht hinnehmbar, dass Christen diese Mentalität und 

diese Haltungen teilen, indem sie politischen Präferenzen Vorrang einräumen vor 



tiefen Glaubensüberzeugungen.“ Als Glaubensgemeinschaft sollten wir diesen Satz 

ernst nehmen.  

Das bedeutet nicht, dass jeder Christ für eine offene Grenze eintreten muss. Es 

bedeutet aber: Kein Mensch darf zum Sündenbock gemacht werden. Nicht der 

Flüchtling ist schuld an fehlendem bezahlbarem Wohnraum oder der Migrant an 

schlechten Arbeitsbedingungen. Nicht die Geflüchtete ist schuld daran, dass eine 

Familie mit ihrem Einkommen nicht mehr auskommt bzw. der ausländische 

Arbeitnehmer ist nicht verantwortlich für politische Fehlentscheidungen der 

vergangenen Jahrzehnte. 

Die KAB darf die soziale Frage nicht den Rechtspopulisten überlassen 

Vielleicht liegt hier sogar unsere wichtigste Aufgabe. Wir dürfen nicht nur über 

Migration reden. Wir müssen über Arbeit, Löhne, Rente, Wohnraum, Kinderarmut, 

Pflege, die Zukunft des Sozialstaates und über Menschen, die trotz Arbeit kaum über 

die Runden kommen, reden. Denn genau dort entscheidet sich, ob Menschen das 

Gefühl haben: Diese Gesellschaft steht hinter mir. 

Papst Johannes Paul II. bezeichnet in Centesimus annus die Würde des Arbeiters und 

die Würde der Arbeit als „Schlüssel“ zum Verständnis der Sozialenzyklika Rerum 

novarum. Das ist KAB pur. Deshalb dürfen wir soziale Not nicht kleinreden. Wir dürfen 

den Menschen, die sich abgehängt fühlen, nicht einfach sagen: „Ihr müsst weltoffener 

werden.“ 

Wir müssen ihnen zuhören. Aber wir dürfen ihnen auch nicht die falsche Antwort 

geben. Solidarität bedeutet nicht: Die einen bekommen etwas, weil die anderen 

weniger bekommen sollen. Solidarität bedeutet: Wir organisieren Gesellschaft so, dass 

niemand seine Würde verliert. Das ist anspruchsvoller als ein politisches Feindbild. 

Aber genau deshalb ist es christlich. 

Christliche Soziallehre ist nicht nationalistisch 

Heimat ist etwas Gutes. Ein Land darf seine Geschichte lieben. Eine Gesellschaft darf 

ihre Kultur bewahren. Menschen dürfen stolz auf ihre Herkunft sein. Christentum 

verlangt keine kulturelle Selbstverleugnung. Aber aus Heimat darf kein 

Überlegenheitsdenken werden. Aus Patriotismus darf keine Geringschätzung anderer 

Nationen entstehen. Und aus nationaler Verantwortung darf kein politisches 

Menschenbild werden, in dem diejenigen, die nicht zum „eigenen Volk“ gehören, 

grundsätzlich weniger dazugehören. 

Papst Franziskus warnt in Fratelli tutti ausdrücklich vor einem Nationalismus, der sich 

abschottet und die gemeinsame Menschheitsfamilie aus dem Blick verliert. Das ist 

keine politische Parteiaussage. Das ist christliche Sozialethik. Das Zweite Vatikanische 

Konzil formuliert sogar noch grundsätzlicher: Die gesellschaftliche Ordnung muss der 

Person dienen – nicht der Mensch der gesellschaftlichen Ordnung. 

Der Staat ist für den Menschen da. Die Wirtschaft ist für den Menschen da. 

Die Politik ist für den Menschen da. Nicht der Mensch für Staat, Nation oder Wirtschaft. 

Deshalb muss die KAB widersprechen können 



Eine KAB, die nur dann den Mund aufmacht, wenn es um Tarifverträge und Renten 

geht, würde ihr eigenes Erbe verkürzen. Nikolaus Groß war katholischer Arbeiter. Aber 

sein Widerstand gegen den Nationalsozialismus war eben nicht nur 

Gewerkschaftspolitik. Er verband soziale Frage, Demokratie, christlichen Glauben und 

Menschenwürde. Genau darin liegt sein Vermächtnis. Deshalb sollten wir heute nicht 

fragen: 

„Darf die KAB gegen die AfD sein?“ 

Die wichtigere Frage lautet: „Wo widersprechen politische Positionen dem 

Menschenbild, das wir als Christen vertreten?“ 

Und wo das geschieht, muss eine katholische Arbeitnehmerbewegung widersprechen 

dürfen. Nicht gegen Menschen, Wählerinnen und Wähler oder politische Diskussionen. 

Sondern gegen Ausgrenzung, Menschenverachtung und die Reduzierung des 

Menschen auf seine Herkunft oder Nützlichkeit. 

Eine klare KAB-Haltung ist keine Parteipolitik 

Wir sollten uns dabei selbst kritisch prüfen. Wenn Menschen AfD wählen, weil sie sich 

von etablierten Parteien nicht mehr gesehen fühlen, müssen wir fragen, warum. Wenn 

Menschen Angst um ihren Arbeitsplatz haben, müssen wir ihnen zuhören. Wenn 

Menschen sich in ihrer Stadt oder ihrem Dorf nicht mehr sicher fühlen, müssen wir ihre 

Erfahrungen ernst nehmen. Wenn Menschen den Eindruck haben, dass politische 

Entscheidungen ihre Lebenswirklichkeit ignorieren, dürfen wir sie nicht belehren. Aber 

ebenso wenig dürfen wir zulassen, dass berechtigte Sorgen in pauschale Abwertung 

von Menschen umschlagen. 

Die KAB muss beides können: zuhören und widersprechen. 

Das ist vielleicht unbequemer als ein einfacher politischer Slogan. Aber es entspricht 

unserer Tradition. „Im Glauben hellwach bleiben“ 

Die KAB hat anlässlich des 125. Geburtstages von Nikolaus Groß dazu aufgerufen, 

„im Glauben hellwach“ zu bleiben. Vielleicht ist genau das heute unser Auftrag. 

Hellwach gegenüber sozialer Ungerechtigkeit. Gegen Rassismus, gegen 

Antisemitimus und jeder Forom von Menschenfeindlichkeit. Hellwach aber auch 

gegenüber der Versuchung, Menschen mit anderen politischen Ansichten vorschnell 

moralisch abzuschreiben. Und hellwach gegenüber unserer eigenen Verantwortung. 

Denn Demokratie lebt nicht davon, dass alle dasselbe denken. Demokratie lebt davon, 

dass Menschen einander als Menschen anerkennen. Das Zweite Vatikanische Konzil 

sagt ausdrücklich, dass auch politische Gegner Achtung und Liebe verdienen. Zugleich 

fordert es einen entschiedenen Kampf gegen Diskriminierung und politische 

Unterdrückung.  

Das ist anspruchsvoll. Aber vielleicht ist genau das christliche Politikfähigkeit: 

klar in der Sache, respektvoll gegenüber dem Menschen. 

Unser Auftrag lautet deshalb: wir als KAB sollen nicht in den politischen Wettbewerb 

einsteigen. Wir brauchen keine KAB-Partei. Aber wir brauchen eine KAB-Stimme. 



Eine Stimme, die sagt: Menschenwürde ist nicht verhandelbar. Solidarität ist keine 

Schwäche. Arbeit ist mehr als ein Kostenfaktor. Der Sozialstaat ist Ausdruck 

gesellschaftlicher Verantwortung. Migration darf gestaltet werden – aber kein Mensch 

darf entwürdigt werden. Heimat darf geliebt werden – aber sie darf nicht zum Maßstab 

menschlicher Würde werden. Familie verdient Schutz – aber christliche Nächstenliebe 

endet nicht an der eigenen Haustür. Und Demokratie braucht Widerspruch – aber 

keinen politischen Gegner als Feindbild. 

Nikolaus Groß hat uns vorgemacht, dass christlicher Glaube und politische 

Wachsamkeit zusammengehören. Vielleicht müssen wir deshalb heute wieder neu 

lernen, was es heißt, katholische Arbeitnehmerbewegung zu sein, eben nicht 

angepasst, parteipolitisch und schweigend, sondern solidarisch, menschenwürdig und 

hellwach 

Denn wenn wir als KAB aus der Geschichte eines gelernt haben sollten, dann dieses: 

Schweigen ist nicht immer Neutralität. 

Und Menschlichkeit ist keine politische Position. 

Sie ist unser christlicher Auftrag. 

 

Michael Inden, Diözesanpräses 

 

 


